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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Netz und Vertrieb

Das Bundesgesetz zum Um- und Ausbau der Stromnetze kam Ende Mai 2017 in den
Nationalrat. Mit dem Gesetz soll das Netz für die Anforderungen der Energiewende
gerüstet werden. Nachdem der Ständerat als Erstrat im Dezember 2016 beschlossen
hatte, den Stromunternehmen wieder zu erlauben, die Kosten der Eigenproduktion
vollständig den von der Teilliberalisierung des Marktes nicht profitierenden,
gebundenen Kleinverbrauchern in der Grundversorgung anzulasten (und damit
rückwirkend eine Praxis zu legitimieren, welche vom Bundesgericht gerügt worden war),
wollte die UREK-NR einen anderen Weg gehen: Die Verbraucher in der
Grundversorgung (Kleinkunden, KMU und Haushalte) sollten nur noch Strom aus
Wasserkraft erhalten. Was diese faktische Abnahmegarantie von Strom aus
Wasserkraftwerken die Haushalte und KMU kosten würde, war von der Kommission
nicht untersucht worden. Der Rat befand diesen Vorschlag seiner Kommission daher für
unseriös und folgte dem Antrag Wasserfallen (fdp, BE), der die Regelungen bezüglich
der Abnahme von Wasserkraft durch die gebundenen Kunden in der Grundversorgung
in eine zweite Vorlage auslagern und diesen „Entwurf 2“ an die Kommission
zurückweisen wollte. 
Differenzen zum Ständerat hatte der Nationalrat auch in anderen Bereichen der
Vorlage, beispielsweise in der Frage, ob die Kosten intelligenter Mess- und
Steuersysteme den Netzkosten angerechnet werden sollen, wie es Bundes- und
Ständerat vorsahen. Der Nationalrat strich diesen Artikel und nahm dafür einen Passus
auf, der festhält, dass Verkauf und Installation von intelligenten Messsystemen nicht
den Netzbetreibern vorbehalten sein soll. 1
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Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Einer der Hauptgründe, weshalb derart wenige Härtefallgesuche eingereicht wurden,
ist (neben dem Desinteresse vieler Deutschschweizer Kantone) die Angst der
Betroffenen, aufgrund des Gesuchs lokalisiert und dann ausgeschafft zu werden. Der
Tessiner CVP-Nationalrat Robbiani ersuchte deshalb den Bundesrat in einem Postulat,
die Kantone einzuladen, eine besondere Kommission einzurichten, die sich in erster
Linie aus Vertreterinnen und Vertretern der am meisten betroffenen Institutionen
zusammensetzt (Hilfsorganisationen, Gewerkschaften usw.). Diese Zwischeninstanz
würde die Fälle prüfen, bevor die Kantone die Gesuche den Bundesbehörden
unterbreiten. Im Namen der Rechtsgleichheit beantragte die Regierung, das Postulat
abzulehnen. Dieses wurde von Wasserfallen (fdp, BE) bekämpft und die Behandlung
deshalb verschoben. Ende November erklärte der Kanton Waadt, bis Ende April 2003
darauf zu verzichten, jene Sans-Papiers auszuweisen, die sich seit mindestens sechs
Jahren im Kanton aufhalten; bis dahin soll eine Arbeitsgruppe aus Behördenvertretern,
Sozialpartnern und Sans-Papiers-Organisationen eine Globallösung erarbeiten. 2
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1) AB NR, 2017, S. 738 ff.; AB NR, 2017, S. 760 ff.
2) AB NR, 2002, S. 462. Siehe dazu auch eine Interpellation Ménétrey-Savary (gp, VD): a.a.O., III, Beilagen, S. 322 ff.; NZZ,
27.11.02.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.98 - 01.01.18 1


